
Es ist vor allem nicht verständlich, daß ein bereits vor­
bestrafter Täter wiederholt durch Strafbefehl ab­
geurteilt wird.

Als Beispiel mag Anton D. dienen. Am 27. Juli 1950 
wurde er mit Strafbefehl vom Amtsgericht Siegen 
wegen Diebstahls zu einem Monat Gefängnis verurteilt 
und erhielt Bewährungsfrist bis zum 30. August 1953. 
Am 8. Oktober 1951 mußte er vom Amtsgericht Hilchen­
bach erneut wegen Diebstahls verurteilt werden. Wie­
der erhielt er einen Strafbefehl. Inzwischen war er in 
die Deutsche Demokratische Republik übergesiedelt und 
wird hier zum dritten Mal straffällig. Das Kreisgericht 
Dippoldiswalde wählt, obgleich ihm die Vorstrafen be­
kannt sind, erneut die Form der Erledigung durch 
Strafbefehl und verurteilt D. wegen Unterschlagung 
und Betruges zu sechs Monaten Gefängnis. Unverständ­
licherweise erhält der schon dreimal straffällig Gewor­
dene wieder Bewährungsfrist bis zum 30. November 
1955. Ist es dann verwunderlich, wenn D. am 25. Juni 
1954 vom Kreisgericht Freital zum vierten Mal wegen 
Diebstahls zu vier Monaten Gefängnis verurteilt werden 
muß? Dreimal wurde er also durch Strafbefehl abge­
urteilt, die vierte Straftat ist zwar verhandelt worden, 
jedoch ist das Urteil auch hier sehr formal und hat 
keinen ausreichenden erzieherischen Wert.

Bei einem großen Teil der Urteile hat man den Ein­
druck, als habe es dem Richter genügt, das Urteil so 
abzufassen, daß es vor der höheren Instanz bestehen 
kann. Tatbestand und rechtliche Ausführungen sind also 
zumeist recht ordentlich und genau. Das Urteil ist so­
zusagen „revisionssicher“. Es hat aber tatsächlich den 
Anschein, als werde nur darauf Wert gelegt, nicht aber 
auf die erzieherische Wirkung, die das Urteil auf den 
Täter ausüben soll, an den es sich ja in erster Linie 
wendet. In vielen Fällen enthalten die Urteile zum 
Schluß einige Sätze nach Art der früheren Strafmaß­
begründung. Diese sind aber überflüssig, wenn schon 
in der Darstellung des Sachverhalts und in den Rechts­
ausführungen der Umfang der Verantwortlichkeit des 
Täters für seine strafwürdige Handlung und die Ur­
sachen und Folgen seiner Tat klar gezeigt werden.

In einzelnen Urteilen kann man sogar Sätze finden, 
die fast ermunternd auf den Angeklagten wirken müs­
sen. So heißt es in dem Urteil des früheren Land­
gerichts Rudolstadt gegen W., der zwei Tage nach seiner 
Hochzeit versucht hat, eine fremde Frau im Zug zu 
vergewaltigen: „Die Kammer hat sehr wohl Verständ­
nis dafür, daß anläßlich der Hochzeit eine Nachfeier im 
Kollegenkreise durchgeführt wurde. Es kann aber unter 
keinen Umständen geduldet werden, daß Frauen im 
unbeleuchteten Abteil der Reichsbahn als Freiwild be­
trachtet werden.“ Bei dieser unernsten Darstellung der 
Straftat ist es kein Wunder, wenn der Täter bald nach 
Verbüßung seiner nicht allzu hohen Strafe einen neuen 
Notzuchtsversuch unternahm.

Ebenso ist oft festzustellen, daß bei den Urteilen mit 
geringen Strafen nur das Allernotwendigste aufgeführt 
wird, wobei das erzieherische Moment ganz außer acht 
gelassen ist. Hier erspart man sich Arbeit, da eine Be­
rufung kaum zu befürchten ist. Besonders häufig ist 
dies bei Ersttätern der Fall, also gerade bei denen, auf 
die das Urteil erzieherisch wirken kann und muß.

Im Ergebnis mußten wir feststellen, daß bei ernst­
hafter Prüfung kaum 50 % der Urteile den Anforderun­
gen entsprachen. Diese im Durchschnitt nachlässige Art 
der Urteilsbegründungen ist ohne Zweifel einer der 
Faktoren, die die Rückfälligkeit von Tätern begün­
stigen.

IV

Welche Möglichkeiten bestanden aber nun im Straf­
vollzug, auf den Verurteilten erzieherisch einzuwirken, 
und wie hat man sich dieser Möglichkeiten bedient?

In Art. 137 der Verfassung heißt es, daß der Strafvoll­
zug auf dem Gedanken der Erziehung der Besserungs­
fähigen durch gemeinsame produktive Arbeit beruht. 
Der Wert des produktiven Arbeitseinsatzes für die Um­
erziehung der Strafgefangenen ist nicht hoch genug 
einzuschätzen. Viele Strafgefangene, die bis zu ihrer 
Inhaftierung der Arbeit aus dem Wege gegangen sind, 
ihre Arbeitsstellen häufig wechselten und ihren Lebens­

unterhalt auf gesetzwidrige Weise verdienten, lernen 
während der Strafverbüßung den Wert der Arbeit ken­
nen und erziehen sich gegenseitig zur Disziplin im Pro­
duktionsprozeß. Auch gibt die Arbeit den Strafgefange­
nen eine Möglichkeit, ihre Schuld und den durch die 
gesetzwidrige Handlung angerichteten gesellschaftlichen 
Schaden wiedergutzumachen.

K a l i n i n  sagt in seiner Rede anläßlich des 10. Jah­
restages der Bildung des Obersten Gerichts der UdSSR: 

„Denn auch unsere Strafpolitik besteht nicht aus 
Bestrafen, sondern sie stellt sich die Aufgabe, zu 
strafen und gleichzeitig zu erziehen, umzuerziehen. 
Das beste Beispiel dafür, daß wir diese Aufgaben 
stellen und lösen, ist die Tatsache, daß keine geringe 
Anzahl direkter, offener Feinde der Sowjetmacht, 
die in Arbeitserziehungslager gingen, sich derartig 
besserten, derartig hervortraten, daß vielen von 
ihnen die höchste Auszeichnung verliehen wurde: 
der Leninorden oder der Orden des Roten Arbeits­
banners. Viele Tausende erhielten das Wahlrecht 
zurück. Für Simplifizierung ist daher kein Platz 
in der Arbeit der Justizorgane.“2)

Die Lösung dieser großen Aufgabe steht täglich auch 
vor den Organen unseres Strafvollzugs, und man kann 
sagen, daß seit dem Jahr 1952 der produktive Arbeits­
einsatz der Strafgefangenen einen gewaltigen Schritt 
vorwärts gemacht hat3).

An den uns hier vorliegenden Fällen zeigt sich aber, 
daß z. Z. der Verbüßung der meisten Vorstrafen noch 
von keinem geregelten produktiven Arbeitseinsatz ge­
sprochen werden konnte und somit ein wesentlicher 
Faktor in der Umerziehung der Strafgefangenen nicht 
in Erscheinung trat. Obwohl bei fast allen Tätern, schon 
um der Eintönigkeit der Haft zu entgehen, der Wille 
zur Arbeit vorhanden war, konnte seinerzeit nur ein 
geringer Prozentsatz mit produktiver Arbeit beschäftigt 
werden.

Nach den Aussagen der Strafgefangenen ergibt sich 
folgendes Bild: Soweit die Vorstrafen bis einschließlich 
1951 verbüßt wurden, konnten die Strafgefangenen bis 
auf wenige Ausnahmen nur mit Hausarbeiten — und 
auch da nur ein kleiner Teil — beschäftigt werden. Im 
folgenden Jahr besserte sich dieser Zustand. Trotzdem 
konnten von den 50 Befragten während ihrer Vorstrafen 
nur 20 % mit gelegentlicher, werterhaltender Arbeit in 
den anstaltseigenen Betrieben und nur 10 % im Ernte­
einsatz und in der Produktion beschäftigt werden. Die 
anderen blieben unbeschäftigt. Beachtet werden muß 
dabei allerdings auch noch, daß die kürzeren Strafen 
davon in den Untersuchungshaftanstalten und anderen 
kleineren Anstalten verbüßt wurden, in denen die Be­
schäftigungsmöglichkeil; aus Raummangel auch heute 
noch gering ist.

Die in den Jahren 1953 und 1954 erzielten großen Er­
folge bei der Beschäftigung der Strafgefangenen genü­
gen aber noch nicht. Um den Erziehungsfaktor der ge­
meinschaftlichen produktiven Arbeit voll wirksam wer­
den zu lassen, muß baldigst dafür gesorgt werden, daß 
a l l e  Strafgefangenen, soweit sie gesundheitlich dazu 
in der Lage sind, in der Produktion beschäftigt werden 
können.

Es zeugt von dem ernsthaften Streben des Strafvoll­
zugs, den Grundgedanken des Art. 137 der Verfassung 
zu verwirklichen, wenn von einer Beschäftigung um 
ihrer selbst willen, wie sie früher in den Strafanstalten 
üblich war, Abstand genommen wurde. Heute werden 
nur Arbeiten durchgeführt, die es dem Strafgefangenen 
ermöglichen, entweder in seinem Beruf weiterzuarbei­
ten oder aber mit den in der Haftzeit erworbenen 
Kenntnissen sofort nach der Entlassung in der Produk­
tion Arbeit zu finden. Bei den Strafgefangenen, die 
gegenwärtig ihre Strafe verbüßen, hat der Umer­
ziehungsprozeß also weit günstigere Bedingungen und 
Möglichkeiten als in den uns hier vorliegenden Fällen.

Wir können sicherlich die Schlußfolgerung ziehen, 
daß auch die Beschäftigungslosigkeit der Vorbestraften 
während ihrer früheren Strafverbüßung als ein wesent­
licher Grund für die Rückfälligkeit zu betrachten ist.

2) NJ 1954 S. 254.
3) Vgl. hierzu den Beitrag von Köhler auf S. 182 dieses 

Heftes.
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